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Drucksache Nr. 49 1 


Änderungsanträge 

der Fraktion der SPD 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Verbesserung von Leistungen an Kriegsopfer 

- Nr. 395 und 484 der Drucksachen - 


Der Bundestag wolle beschließen, 

/. § 1 erhält folgenden Wortlaut: 

§ 1 

Zuschlag zu Renten. 

(1) Beschädigte mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
mindestens 50 vom Hundert, Witwen und Verwandte der auf- 
steigenden Linie, die in den Ländern Bayern ausschließlich des 
Kreises Lindau, Bremen, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Schleswig -Holstein und Württemberg -Baden 
rentenberechtigt sind, erhalten zu ihrer Rente einen Zuschlag von 
zwanzig vom Hundert. Anspruch auf den Zuschlag besteht nicht, 
wenn die Rente wegen Bezuges von sonstigem Einkommen einer 
Kürzung unterworfen ist. 

(2) Der Zuschlag nach Absatz 1 wird nicht gewährt an Berech- 
tigte, die Anspruch auf den Zuschlag nach Artikel 1 des Gesetzes 
des Landes Nordrhein -Westfalen zur Änderung der Sozialver- 
sicherungsdirektive Nr. 27 vom 12. Juli 1949 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt S. 229) haben. 

2 . Folgender 5 je (Neu) wird eingefügt : 

§ 3c (Neu) 

Elternrente. 

(1) Inden Ländern Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
erhalten Verwandte der aufsteigenden Linie eine Rente in Höhe 
von zusammen 20 vom Hundert des angenommenen Jahres- 
arbeitsverdienstes, wenn sie beim Tode des Beschädigten 

a) erwerbsunfähig im Sinne der Reichsversicherungsordnung 
waren oder 

b) als Mann das 65., als Frau das 50. Lebensjahr vollendet 
haben und wenn im übrigen die Voraussetzungen des § 593 
der Reichsversicherungsordnung erfüllt sind. 
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( 2 ) Die Rente wird auch dann gewährt, wenn die Voraussetzungen 
innerhalb von 5 Jahren nach dem Tode des Beschädigten ein- 
treten und mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit an- 
zunehmen ist, daß er seine Verwandten in dieser Lage unter- 
halten würde, wenn er noch lebte. Der Zeitraum von 5 Jahren 
beginnt frühestens am 9. Mai 1945. 

(3) Bei Verwandten der auf steigenden Linie, die Elternrente nach 
den früheren versorgungsrechtlichen Bestimmungen bezogen haben, 
gelten im Falle der Bedürftigkeit die übrigen Voraussetzungen 
als erfüllt. 

y Folgender § 4a (Neu) wird ein gefügt: 

§ 4a (Neu) 

Waisenrente und Kinderzuschlag. 

Waisenrenten und Kinderzuschläge werden einheitlich bis zur Voll- 
endung des 18. Lebensjahres gewährt. 

4. Folgender § ja (Neu) wird eingejugi : 

§ 5 a (Neu) 

Anwendbarkeit von Bestimmungen der Reichsversicherungs- 
ordnung. 

Bei der Berechnung der Renten von Beschädigten und Hinter- 
bliebenen finden § 559 b Absatz 1 Satz 2 und § 595 der Reichs- 
versicherungsordnung sowie § 18 Absatz 1 des Gesetzes des 
Landes Württemberg -Hohenzollern über Leistungen an Körper- 
beschädigte vom 11 . Januar 1949 (Reg. Bl. S. 215) keine Anwen- 
dung. 

>. Folgender § j b (Neu) wird eingefügt: 

§ 5 b (Neu) 

Krankenversicherung von Kriegshinterbliebenen und -beschä- 
digten. 

(1) Rentenberechtigten Beschädigten mit einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von mindestens fünfzig vom Hundert wird, so- 
fern sie keinen Versicherungsschutz nach der gesetzlichen Kranken- 
versicherung genießen und ihr Einkommen die Versicherungs- 
pflichtgrenze nicht übersteigt, Heilbehandlung auch für Gesund- 
heitsstörungen gewährt, die nicht Folge einer anerkannten Schä- 
digung sind. 

( 2 ) In den Ländern Bayern, Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder- 
sachsen, Schleswig-Holstein, Württemberg-Baden und Württemberg- 
Hohenzollern erhalten rentenberechtigte Hinterbliebene, die keinen 
Krankenversicherungsschutz haben, Leistungen nach den Vor- 
schriften über die Krankenversicherung der Rentner. Die dadurch 
entstehenden Aufwendungen werden den Krankenkassen aus 
öffentlichen ' Mitteln erstattet. 


Bonn, den 2 . Februar 1950 


Ollenhauer und Fraktion 



